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Pränumerations⸗Preis 
pro Quartal 
25 Silbergroſchen, 
in allen Provinzen 
der Preußiſchen Monarchle 
1 Thlr. 1 ſgr. 
ER 
Expedition: 
Krautmarkt NE 2053. 


Im Verlage von Herm, Gottfr. Effenbart's Erben. Verantwortlicher Redakteur: A. H. G. Effenbart. 


S geehrten Leſer derſelben erſucht, ihren P 
Krautmarkt No. 10353, erneuern zu wollen. 


No. 293. Sonnabend, den 25. Dezember 1849. 


Da mit dem 1. Januar 1850 ein neues Abonnement auf unſere Zeitung beginnt, ſo werden Die 
ränumerationsſchein bald gefälligſt in unſerer Expedition, 
Der Präuumerationspreis für die Zeitung incl. Provinzial⸗ 


Anzeiger beträgt pro Quartal 25 Sgr., für auswärtige Abonnenten 1 Thlr. 14 Sgr. id 
Wer auf den Provinzial⸗Anzeiger beſonders zu abonniren wünſcht, zahlt monatlich in unferer Expe⸗ 


dition 12 Sgr., frei ins Haus geliefert 27 Sgr. 
Juſertionen im Provinzial = Anzeiger: 
Raum berechnet. 


Deutſchland. 


Stettin. Der Vulkan in Paris bat nur gedroht, Feuer hat er nicht 
geſpieen, obwohl zum 10. Dezember, dem Jahrestage der Ernennung des 
Präsidenten, alle Einleitungen dazu getroffen waren. Diesmal hat die 
Weisheit des Oberhauptes den moglichen Rückſchlag vermieden, alle Welt 
vernimmt: Am 10. geht es los, alle Welt, d. i., ganz Paris verwundert 
ſich, daß es nicht losging. Das ganze Tagesereigniß war ein freund⸗ 
ſchaftliches Gaſtmabl, wobei die Staaksbehörden ſich einige Complimente 
zuwarfen. Aufgeſchoben iſt nicht aufgehoben. Louis wird einen günſtige⸗ 
ren Zeitpunkt zur Demonſtration abwarten, denn beruhigen kann und wird 
er ſich nicht, bis er die Stufe erreicht hat, die feinem Ehrgeiz genugt und 
zu einer dauernderen Beruhigung des Landes gereichen kann. Iſt der Louis 
auch nur ein ganz kleiner Napoleon, ſo iſt er doch Napoleon genug, um 
nicht dem Gedanken Raum zu geben, daß er für ſich aus der Republik 
das beſte Stück herausfiſchen muſſe. Und wir behaupten wiederholt, trotz 
ſeiner Gegner kann jetzt kein Prätendent eher auf den Thron Frankreichs 
Anſpruch machen, als ein Buonaparte; denn Napoleon iſt für jetzt der po⸗ 
pulärſte Name daſelbſt. Indeſſen geben ſich feine Widerſacher alle erdenk⸗ 
liche Mühe, durch Nichtrealiſtrung der Getränkeſteuer ihm eine moraliſche 
Niederlage beizubringen; dies und Aehnliches ſind jedoch Püffe, die Louis 
Pläne nicht zurückdrängen werden. 

a Die deutſchen Angelegenheiten liegen noch immer chaosähnlich neben 
einander. Die deutſche Einheit ſteht noch immer in der Schwebe, der 
Drei-Römgsbund, das Interim desgleichen; die Schleswig⸗Holſteiniſche 
Frage iſt unerledigt; hie und da Kammerauflöſungen, anderswo ſtehen ſie 
in Ausfiht. In Sachſen, wo es ganz den Anſchein hat, als bereite ſich 
eine neue Revolution vor, weicht die Stimme des Landes in der deutſchen 
Frage entſchieden ab von der Politik der Regierung, in Würtemberg ziehen 
ich drohende Wolken zuſammen, Baden arbeitet an ſeiner Wiedergeburt, die 
othen auf ihre Weiſe, Baiern geberdet fich großdeutſch und richtet dabei 
nichts Großes aus. Um den Wirrwarr vollſtändig zu machen, geht das 
Gerücht, Oeſterreich wolle in Sachſen bei der erſten Gelegenheit interve⸗ 
niren und Sachſen werde der Erisapfel zwiſchen Preußen und Oeſterreich 
ſein. Wir glauben nicht daran, Preußen wird ſich keinen neuen Undank 
holen wollen, Ehren hat es genug und der Opfer hat es viele gebracht. 
Nächſter Tage kommt das Interim zu Stande, Deutſchland hat die Aus⸗ 
ſicht, bald um die Reichsverweſerſchaft ärmer zu werden, die Wahlen zum 
Reichstage in Erfurt ſind ausgeſchrieben; man ſieht, Deutſchland regt und 
rührt ſich noch, ob es wohl noch zur Einigung kommen möge. Uaſere 
Hoffnungen fur dieſen Reichstag können nach den bisherigen Erfahrungen 
nur geringe ſein. Geleiten auch unſere beſten Wünſche unſere Vertreter 
dorthin, ſo fehlt es doch an der friſchen, muthigen Begeiſterung für die fo 
nothwendige, aber ſo kleinlich angefangene Sache. Was wird in Erfurt 
anders fein als in Frankfurt? Eiferſucht, Ehrgeiz und Paxteiſucht wird 
auch dort ſich einniſten, und ſtatt Berathung des vaterländiſchen Heiles 
un hier Jegliches für ſich auszubeuten ſuchen. Kommt indeß auch unter 
ieſen Theilnehmern eine Einigung zu Stande, ſo werden die Königlein 
nicht zurückbleiben können, und das Schickſal Deutſchlands iſt entſchieden. 
Suren wird gewiß Alles aufbieten, um das große Werk zu fördern, zu 
vo Bun aber wird es möglich fein, in Güte fo viele Stämme zu eini⸗ 
Auch ir werden ung freuen, wenn dieſe Möglichkeit Wirklichkeit wird. 
0 n dieſes Reichstages willen iſt es eine erfreuliche Erſcheinung, daß 
man fein wenden bald mit der Reviſion der Verfaſſung zu Stande gekom⸗ 
3 a In der Praxis ſind wir immer ſo ziemlich in Ordnung 
Giggte hen das war das Beſte bei allen Thorheiten der Zeit, in der 
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Berlin, 13. Dezember. Die erſte K ifti ich i 
0 h % Dezember. ö ammer beſchäftigte ſich in 
ihrer heutigen Sĩſten Sitzung mit Berathung der Gemeinde- honig, 


6 Pf. die Petitzeile, größere Schriftſorten werden nach dem 
D 


ie Redaction. 


Dieſelbe begann heute mit dem Titel IV., von den Sammtgemeinden und 
Polizeibezirken. §. 66 handelt von der Bildung ſolcher Sammtgemeinden. 
Nach dem Vorſchlage der Kommiſſion können ſich mehrere Gemeinden zu 
einer Sammtgemeinde verbinden. Der Regierungs- Entwurf ſpricht einen 
Zwang in dieſer Beziehung aus. Nach einer kurzen Debatte, an welcher 
ich die Abgeordneten Wulfsheim, Graf York, v. Bethmann⸗Hollweg, von 

anteuffel und der Referent betheiligen, wird der Kommiſſions⸗Antrag mit 
einem Amendement des Abgeordneten Grafen York angenommen. Das 
Letztere beſtimmt, daß eine Veränderung bereits beſtehender Sammtgemein- 
den erſt nach Einführung der Provinzial⸗ und Kreisordnung erfolgen darf. 
F. 67, welcher von der Verwaltung der Einzelgemeinden handelt, veran⸗ 
laßt ebenfalls eine kurze Debatte, die mit der Annahme des Kommiffions- 
Antrages ſchließt. Die Paragraphen 68, 70, 71 und 72 werden ohne 
Diskuſſion nach dem Antrage der Kommiſſion angenommen, dagegen wird 
§. 69 über die Gemeinde⸗Einnahmen verworfen. 

§§. 73, 74 und 75 werden nach dem Antrage der Kommiſſion an- 
genommen. 

Zur Debatte wird nun der fünfte Titel, von den Gehältern und 
Penſionen handelnd, geſtellt. Die Kammer genehmigt zunächſt den Antrag 
der Kommiſſion, nach welchem die SS. dieſes Titels den betreffenden SS. 
des Geſetzes zugefügt werden ſollen. Die beiden SS. 76 und 77 werden 
hierauf nach dem Vorſchlage der Kommiſſion angenommen, und zum Eten 
Titel, von der Verpflichtung zur Annahme von Stellen geſchritten. 
RABEN bisher gehörende §. 78 wird in der Faſſung der Kommiffton 
genehmigt. 5 

Der ſiebente Titel handelt von der Aufſicht über die Gemeinde⸗ 
Verwaltung. Die 88. 79 bis einſchließlich 83 werden ebenfalls nach dem 
Kommiſſions⸗Antrage angenommen. } 

Die §§. 81 und 85 werden angenommen. 

Der achte Titel, der hierauf zur Diskuſſion geſtellt wird, enthält 
die Ausführungs- und Uebergangs-Beſtimmungen. 

Die einzelnen §§. werden auch hier nach dem Kommiſſions Entwurf 
angenommen, und um 3 Uhr die Sitzung geſchloſſen. 


Berlin, 14. Dezember. (90fte Sitzung der Erſten Kammer.) Auf 
der Tagesordnung ſteht: 1) Fortſetzung der Berathung der Gemeinde⸗ 
Ordnung; 2) Bericht über die Faſſung der Geſetze zum Schutze der per⸗ 
ſonlichen Freiheit und die Stellung unter Polizei - Auflicht betreffend; 3) 
Petitions-Bericht und 4) Bericht uͤber den Geſetz-Entwurf, die Aufhebung. 
des Intelligenz Zwanges betreffend. N f 

Abg. Bötticher legt fein Mandat nieder, weil er zum Commiſſarius 
der preußiſchen Regierung bei der Interims⸗Commiſſion ernannt ſei. 

Es entſpinnt ſich hierauf eine längere Debatte, ob der Abgeordnete 
v. Olberg wegen feiner Beförderung zum Oberſtlieutenant feinen Sitz in 
der Kammer aufzugeben habe. Der Herr Kriegsminiſter hält dies für 
eine Rangerhöhung, die aber weder größere Autorität, noch ein höheres 
Gehalt giebt. Er ſtellt anheim, ob hier eine Beförderung im Sinne der 
Verfaſſung vorliege. Sollte das angenommen werden, ſo würden die Of⸗ 
fijiere in die Alternative kommen, entweder für immer auf die Rang⸗Erhö⸗ 
hung zu verzichten, oder ihren Sitz in dieſer Kammer aufzugeben. (Unruhe.) 
Schließlich wird die Frage: ob der Oberſtlieutenant v. Olberg nach der 
Beſtimmung der Verſaſſung Sitz und Stimme in der Kammer verloren 
habe? mit großer Majorität bejaht. (Der Herr Kriegsminiſter 
erhebt ſich und entfernt ſich aus dem Saale). Die Kammer geht hierauf 
zur fortgeſetzten Berathung des Gemeinde-Geſezes und zwar der noch 
übrigen 88. des letzten Titels über. Die §§. 87 und 88 werden nach 
kurzer Debatte, der Letztere mit einem Amendement, 8. 89 in der Faſſung 
der Commiſſion, ohne Diseuſſion angenommen 

Berlin, 14. Dezember. Nach Eröffnung der heutigen 7Aften Sitzung 
der zweiten Kammer werden zunächſt die Geſetzentwürfe über Gemein⸗ 
heitstheilungen, Zertheilung von Grundſtücken, und Gründung neuer Aus 
ftedelungen in nochmaliger Abſtimmung angenommen. 


- 


Die Kammer geht hierauf zur Berathung der Verfaſſung über, bei 
deu Artikeln 41, 42, 45 tritt fie auf den Vorſchlag ihrer Commiſſion den 
Beſchlüſſen der erſten Kammer bei. Artikel 49 bandelt von dem 
Zuſammentritt der Wähler und der Kammern, nach Auflöſung einer der 
Kammern. Mit 146 gegen 129 Stimmen wird nach dem Antrage der 
Commiſſton der frühere Beſchluß aufrecht gehalten und die Faſſung der 
erſten Kammer verworfen. Die Letztere hatte ſtatt 40 und reſp. 60 Ta⸗ 
gen, 60 und reſp. 90 Tage beſchloſſen. Art. 56 und 59 werden nach der 
Faſſung der erſten Kammer angenommen. 

Bei Art. 60, der den bekannten bei Art. 105 berathenen Zuſatz er⸗ 
halten hat, ſchlägt die Kommiſſion vor, die Berathung auszuſetzen. Der 
Juſtizminiſter erklärt, die Regierung lege ein beſonderes Gewicht dar⸗ 
auf, daß die zweite Kammer in dieſem Punkte dem Beſchluſſe der erſten 
Kammer beitritt. Der Redner motivirt dieſes näher, indem er als 
Grundſatz aufſtellt, der Richter dürfe nie über die Gültigkeit der Geſetze 
in abstracto urtheilen. Es könnte nie ein geordneter Zuſtand eintreten, 
wenn jedes Gericht über die Scheidegrenze von Geſetz und Verordnung zu 
beſtimmen habe. Schließlich findet der Herr Mimiſter die Faſſung der er⸗ 
ſten Kammer als ganz dem praktiſchen Bedürfniß entſprechend. 

Abg. Geppert, als Referent, erörtert, wie die Commiſſion um⸗ 
gekehrt der Anſicht ſei, daß ein geordneter Rechtszuſtand nur beſtehe, 
wenn dem Richter die Entſcheidung über die Gültigkeit der Geſetze 
zuſtehe. (Schluß 3 Uhr.) 

Berlin, 13. Dezember. Die Deutſche Zeitung bringt die Antwort 
des hieſigen Miniſters des Auswärtigen auf die öſterreichiſche Depeſche 
vom 12. November wegen der deutſchen Frage. Zunächſt wird darin die 
Verſicherung ausgeſprochen, daß es Preußen voller Ernſt mit der Durch⸗ 
führung des engeren Bundes ſei. Hierauf folgt eine Beweisführung für 
die Berechtigung zur Bildung des engeren Bundes, wobei ſich der Mini⸗ 
ſter auf Art. 11 der Bundesakte und Art. 6 der Schlußakte ſtützt. Dann 
geht das Schreiben auf den Standpunkt des politiſchen Bedürfniſſes über, 
„War die Vereinigung — heißt es — ſchon nach dem früheren Bundes⸗ 
rechte vollkommen zuläffig, jo iſt fie es in noch weit erhöhtem Maße jetzt. 
Die Bundesverfaſfung befindet ſich in einem Stadium des Ueberganges. 
Die Beſchlüſſe der Bundesverſammlung vom 2. März bis zum 12. Juli 
1848 haben nicht blos einzelne Theile der Bundesgeſetzgebung außer Kraft 
geieht, ſondern auch die Verfaſſung des Bundes in ihren weſentlichſten 

edingungen, in ihrem geſammten Organismus geſtört. Ein andrer 
Quell von rechtlichen Abänderungen iſt aus ſolchen Beſchlüſſen der Natio⸗ 
nal⸗Verſammlung hervorgegangen, welche rite gefaßt und von den deut⸗ 
schen Regierungen entweder ausdrücklich oder ſtillſchweigend anerkannt wor⸗ 
‚ven. find. Den Conſequenzen dieſer Anerkennung könnten ſich die Regie⸗ 
rungen nicht wieder entziehen, wenn ſie nicht gerade dadurch die Streikig⸗ 
keit und den Fortbeſtand des Bundes in Frage ſtellen und den ganzen ge⸗ 
genwärtigen Zuſtand als rechtlos bezeichnen wollten. Die Verfaſſung 
von Cremſier habe auch Oeſterreichs Stellung zum Bunde weſentlich 
verändert. Preußen habe die Rechte und Pflichten aus den Verträgen 
von 1815 vorbehalten. Die Sache müſſe jetzt zum Austrag kommen 
and Oeſterreich möge mit feinen Vorſchlägen nicht zurück 9. 5.30 
| (N. P. Z. 
Berlin, 13. Dezember. Graf Moltke iſt von Wien, wo er im 
Auftrage der däniſchen Regierung Beſprechungen mit dem dortigen Kabi⸗ 
net gehabt hat, in Berlin eingetroffen und hat auch bereits mit Herrn 
v. Uſedom eine Unterredung über die däniſche e e e 
habt. sn 
— Der Abgeordnete Geppert und viele andere Mitglieder der Zwei⸗ 
ten Kammer haben den dringenden Antrag geſtellt, die Vorberatbung der 
Gemeinde = Ordnung in folgender Weiſe ſtattfinden zu laſſen. Jede Ab- 
theilung wählt 16 Mitglieder, je 2 aus jeder Provinz. Die ſo aus jeder 
Provinz gewählten 14 Abgeordneten treten provinzenweiſe zunächſt in 8 
Spezial⸗Kommiſſionen zuſammen. Sodann wird der Central = Ausſchuß 
zur ſchließlichen Berathung und Berichterſtattung an das Plenum aus 
dem Vorſitzenden, dem Referenten und einem zu wählenden Mitgliede je⸗ 
der einzelnen Spezial⸗Kommiſſion gebildet. Als Motive werden ange» 
führt, daß es wünſchenswerth erſcheine, eine größere Anzahl von Ab⸗ 
en an den Vorberathungen zu betheiligen, und dabei auch die 


Intereſſen jeder einzelnen Provinz möglichſt gleichmäßig vertreten zu ſehen. 


— Es wird eine neue Eiſenbahn⸗ Polizei eingerichtet werden, indem 
die Vertretung durch Schutzmannſchaft ſich nicht als ausreichend bewährt 
hat. | (C. C.) 

Berlin, 14. Dezember. Aus den Bureaus des Polizeipräſidii ver⸗ 
lautet die intereſſante Notiz, daß die am 3. Dezember hier vorgenommene 
Volkszählung das Ergebniß von 408,600 und einigen dreißig Seelen erge- 
ben hat, einige neunzigtauſend Seelen mehr als im vorigen Jahre gezählt 
wurden. Wahrſcheinlich wird auf dieſer neueſten Volkszählung nunmehr 
die Wahleintheilung für die zum deutſchen Volkshauſe ſtattfindenden Wah⸗ 
len organiſirt werden. Nach einem ungefähren Ergebniß wird die Zahl 
der Wahlmänner 754 betragen, welche von den Urwählern in 140 Wahl⸗ 

kreiſen erwählt werden müflen. Die Urwähler zerfallen bekanntlich in drei 
Abtheilungen, von denen in der erſten und dritten Abtheilung je 254, in 
der zweiten aber 246 Wahlmänner erwählt werden. An Stelle der zu 
Grunde liegenden Staatsſteuer iſt die Miethsſteuer geſtellt, jedoch mit der 
Modifikation, daß die von derſelben Eximirten beſonders klaſſifizirt wer⸗ 
den. Ausgeſchloſſen bleibt dagegen die ziemlich große Zahl der Chambre⸗ 
garniſten, welche bekanntlich keine Miethsſteuer zahlen. Dies kann in eine 
zelnen Fällen allerdings ziemlich hart werden, da es oft vom Zufall ab⸗ 
hängen mag, ob Jemand, als ſonſt unabhängiger und ſelbſtſtändiger Mann 
es vorzieht, ein möblirtes Zimmer zu bewohnen oder ſich ein Quartier mit 
eigenen Möbeln zu halten. Indeß war dieſer Uebelſtand ſchwer zu beſei⸗ 
gen da bei dem Mangel einer allgemeinen direkten Staatsftener die 
iethsſteuer die einzige allgemeine Abgabe iſt. 

— Die Kreuzzeitung hatte einem hieſigen Vereine Vorwürfe gemacht, 

daß die Mitglieder Atheiſten und Communiſten ſeien. Als neulich ein Red⸗ 
ner in dieſem Verein ſich bemühte, dieſen Vorwurf zu widerlegen, trat ein 
anderer auf und erklärte ſehr entſchieden, er ſei allerdings Atheiſt und 
Communiſt. Gewöhnlich folgte den Vorträgen dieſes ſonſt bei der Volks⸗ 
partei ſo beliebten Redners rauſchender Beifall; erfreulich war indeß die 
Wahrnehmung, daß diesmal die Rede auf die Anmefenden eben keinen 
günftigen Eindruck machte. a Bf. 3.) 


e 


\ 


. . Zu den originellſten Bauwerken unferer Stadt gehört bekanntlich 
die in ihrer urſprünglichen Geſtalt, nach Schinkels Plan ausgeführte Wer⸗ 


derſche Kirche, Beſonders machten die kleinen zahlreichen Thürmchen einen 


fehr eigenthümlichen Eindruck. Leider war aber der ganze Bau fo nach⸗ 


läſſig ausgeführt, daß der dirigirende Baumeiſter, wenn er nicht geſtorben. 


wäre, hätte zur Unterſuchung gezogen werden müſſen. Beſonders zeigte 


ſich große Gefahr, daß von den beiden Hauptthürmen die 4 kleinen Thürm⸗ 


chen herunterſtürzten. Dieſelben mußten daher ſchon im Jahre 1845 mit 
einem Koſtenaufwande von 3200 Thlr. raſirt werden. Der größere 
Schaden war indeß die äſthetiſche Einbuße, welche dadurch die ganze Kirche 
erlitt. Jetzt hat ſich abermals herausgeſtellt, daß auch die damaligen Ver⸗ 
änderungen, reſpektive Reparaturen noch nicht ausreichten, und man wird 
wahrſcheinlich dazu ſchreiten müſſen, noch mehr Thürmchen abzutragen. 
Dies wird abermals bedeutende Baukoſten machen, vielleicht aber auch das 
äußere Anſehen noch mehr beeinträchtigen. Es iſt daher der Gedanke an⸗ 
geregt, die Kirche umzubauen, um der Stadt, die an impoſanten Kirchen. 
bauten ohnehin ſehr arm iſt, eine neue Zierde zu verſchaffen. Es iſt in⸗ 
deß ſehr zweifelhaft, ob die nichts weniger als glänzende Lage der ſtädti⸗ 
ſchen Finanzen einen ſolchen Plan zur Ausführung kommen laſſen wird. 
V 


ö (V. Z.) 

— In der Nacht vom 8. zum 9. d. M. iſt ein bedeutender Diebſtahl 
verübt worden. Das Depoſitorium des Kreisgerichts zu Gardelegen in 
der Altmark iſt gewaltſam erbrochen worden und es iſt daraus ein Werth 
von über 10,000 Thlr. entwendet worden. Die entwendeten Gegenſtände 
beſtehen in baarem Gelde und 900 Thlr. Gold, 1035 Thlr. Kaſſen⸗An⸗ 
weiſungen, einem Beutel von 500 Thlr. und 1260 Thlr. diverſer Geldſor⸗ 
ten. Das Uebrige find Staatspapiere und Prätiofen, namentlich ſilberne 
Löffel und überhaupt Silbergeſchirr. 
den Thätern. Es ſcheinen wohl fremde Diebe geweſen zu ſein. 

(Voſſ. 3.) 
— Obwohl die Stadt Berlin in dem gegenwärtigen Jahre bereits 
ſehr bedeutende Contingente für die Armee geſtellt hat, fo iſt dennoch ſo⸗ 
eben der Befehl zu einer neuen Militair⸗Aushebung ergangen. Es wird 
die 22, 23= und 24 jährige Altersklaſſe herangezogen werden müſſen, 
eine 1 welche ſich ſeit den Befreiungskriegen wohl nicht er⸗ 
eignet hat. f 
5 — Eine Abtheilung des 20. Infanterſe⸗Regiments, etwa 600 Mann 
ſtark, iſt vorgeſtern aus Baden zurückgekehrt. Dieſelbe iſt nach Frankfurt 
a. O. befördert worden, um dort ausgekleidet zu werden. Die meiſten ha- 
ben bereits ausgedient, viele unter ihnen nicht blos an der Expedition in 
Baden, ſondern auch an der Dresdener und an dem ſchleswigſchen Feld⸗ 
zuge Theil genommen. Sie waren auch ſämmtlich mit badiſchen Ehren⸗ 
zeichen geſchmückt. 

Königsberg, 10. Dezember. Den Aten d. Dits. erreichte die An⸗ 
gerburger Landwehr Compagnie auf ihrem Marſche das Vorwerk 
Eberſtein, zu den Tolksdorfſchen Gütern gehörig. Hier wurde „halt!“ 
kommandirt und die Gewehre zuſammengeſetzt, um eine kurze Zeit auszu⸗ 
ruhen. Die muntern Soldaten tummelten ſich herum und kamen auch an 
eine offenſtehende Scheune. Ein leiſes Gewimmer, das aus der Scheune 
kam, zog ſie näher. Hier fanden ſie eine arme kranke Frau mit den klei⸗ 
nen Kindern, welche zitternd vor Froſt und Hunger auf Stroh gebettet, im 
tieſſten Elende dalagen. Die braven Landwehrmänner fühlten das tiefſte 
Mitleiden, und im Augenblicke hatte ein Soldat ſeinen Helm ergriffen, um 
ein Almofen bei feinen Kameraden und Offizieren zu ſammeln. Jeder gab 
nach Kräften und das Ergebniß dieſer wohlthätigen Handlung waren meh⸗ 
rere Thaler, die auch ſogleich der armen Frau eingehändigt wurden. Der 
Commandeur dieſer Compagnie machte, als er nach Raſtenburg kam, ſo⸗ 
gleich Anzeige bei der Behörde, damit für die Unglücklichen ein Unterfom- 
men geſchafft werde. (Conſt. 3.) 

ofen, 11. Dezember. Schon ſeit einigen Tagen war in unſerer 
Stadt das Gerücht verbreitet, daß binnen Kurzem im Wallgraben oder 
auf dem Kanonenplatze eine Execution durch Pulver und Blei ſtattfinden 
würde, und zwar an jenen Soldaten, die vor mehreren Wochen bei nächt⸗ 
licher Weile ſich einer thätlichen Widerſetzlichkeit gegen Einen ihrer Vor. 
geſetzten ſchuldig gemacht haben. Wir erfahren jedoch fo eben, daß durch 
Allerh. Kabinets⸗Ordre das auf: Tod durch Erſchießen lautende Urtel des 
Kriegsgericht umgeändert und die Ineulpaten zu einer 20jährigen Feſtungs⸗ 
ſtrafe begnadigt worden ſind. et N 

Landshut, 9. Dezember. Dem Paſtor der freien Gemeinde in 
Ober⸗Haſelbach, Schmidt, iſt vorgeſtern ein Schreiben von dem 
Lieutenant Schall, der dort mit einem Militair-Detaſchement ſtationirt 
iſt, zugegangen, wonach dieſer fernerhin allen öffentlichen Amtshandlungen 
des Herrn Schmidt entſchieden entgegentreten wird. — In der That 
waren heute zwei Unteroffiziere kommandirt, ein flattfindendes Begräb⸗ 
niß nur unter dem Geſange der Gemeindemitglieder eb end an 

; onſt. 3.) 

Aus Niederſchleſien, 8. Dezember. Gemeinhin wird die unver⸗ 
hältnißmäßige Betheiligung des Lehrerſtandes an den demokratiſchen Be⸗ 
ſtrebungen auf ſeine gedrückte ökonomiſche Stellung zurückgeführt. Vom 
großen Haufen der Unmündigen kann man dieſe Erklärung theilweis gel⸗ 
ten laſſen; die Anſtifter und Führer dagegen befinden ſich, wenigſtens in 
hieſiger Provinz, nachweislich gerade in ſehr „auskömmlicher“ Lage. Der 
geflüchtete Anſorge aus Glogau, Präſes des freien Lehrervereins, Direk⸗ 
tor des Geſellen⸗Geſangvereins und Hauptagitator für die Ruſtikalver⸗ 
eine, iſt mit einer reichen Bauertochter verheirathet, wodurch ihm zugleich 
die beſte Gelegenheit geboten war, die Aufwiegelung des Landvolkes gegen 
Gutsbeſitzer und ſolche Prediger, die Aufruhr und Revolution auf der 
Kanzel mit dem rechten Namen zu bezeichnen wagten, zu betreiben und der 
Wirkung ſeiner durch die Lokal- und Breslauer Preſſe verbreiteten Ver⸗ 
läumdungen und Hetzereien an Ort und Stelle nachzuhelfen. Nicht an⸗ 
ders iſt es mit Wander, der den vorübergehenden Abſatz feiner liederli⸗ 


* „ 


chen pädagogiſchen Compilationen lediglich der radikalen Parteigängerei zu 


verdanken, ſich aber damit ein hübſches Vermögen erworben hat. Den⸗ 
noch aber war er ſchamlos genug, ſich die Gerichtskoſten ſeiner Unterſu⸗ 
chung abpfänden zu laſſen und mittelſt des hierdurch künſtlich erregten Ru⸗ 
mors und der guten Dienſte der „ſächſiſchen Schulzeitung; den dortigen 
Schulmeiſtern ihren ſauren Verdienſt groſchenweiſe aus der Taſche zu 
locken. Und für die Rehabilitation dieſes Mannes agitiren jetzt eben die 
Hirſchberger Stadtverordneten! — Wir könnten die Lifte leicht weiter füh⸗ 
ren, wenn es nicht auf der Hand läge, daß Leute, die mit ihrem Sinnen 


Bisher fehlt jede Spur von 


1 


0 bei Tag und bei Nacht ih auf dem Tummeſplaße wäfter 
— Rechthaberei und des Terrorismus umhertreiben, unmög⸗ 
lich gedrungen ſein können, ihr täglich Brod im Schweiße des Angeſichts 
zu erwerben. Eine ganz analoge Erfahrung ift, daß die ungeheure Ueber⸗ 
zahl der Verbrechen gegen das Eigenthum keineswegs von den wahrhaft 
Nothleidenden, ſondern von unverbeſſerlich tragen Geſellen aus Ueppigkeit 
und angeborner Nichtsnützigkeit verübt wird. Um nichts achtbarer erſchei⸗ 
nen die vorgeblich demokratiſchen Charaktere aus dem höheren Lehrſtande. 
Es kommen die namentlich verwarnten, die Supplik in der Hand, zu den 
Behörden gelaufen und wiſſen nicht demüthig genug ihre unverbrüchliche 
Treue gegen Geſetz und Ordnung, gegen König und Vaterland zu be⸗ 
theuern. Davon brauchen die Klubbgenoſſen daheim freilich nichts zu er⸗ 
fahren. 5 i (Conſt. 3.) 

ö ; ember. Heute iſt hier die Nachricht eingetroffen, daß das 
Dune a 2 von a Kölniſchen Geſellſchaft bei Aßmannshauſen ganz 
geſcheitert iſt. Die Paſſagiere wurden gerettet, die Ladung, unter anderm große 
Quantitäten Zucker, konnten nicht mehr geborgen werden. (Weſtd. Z.) a 

Aachen, 11. Dezember. Die hieſige Zeitung beſpricht heute die 
1 non gegen m Schmuggel und die Härte derſelben, der ſeit 
einiger Zeit ſo viele Unglückliche als Opfer fallen. Sie kommt dabei zu 
dem Reſultate: „Es iſt faktiſch, daß der Schmuggelhandel ſeit Aufhebung 
der Paß ⸗Controlle furchtbar zugenommen. Es iſt faktiſch, daß ſelbſt das 
mifitärifche Einſchreiten und in Folge deſſen die Zunahme der gewaltſamen 
Todesfälle nicht das Mindeſte gethan, vom Schleichhandel abzuſchrecken. 
Er hat ſich vielmehr trotzdem ausgedehnt. Daraus geht aber hervor, daß 
die Paß⸗Controlle jedenfalls vorzuziehen iſt, wenn dadurch eine Anzahl 
Menſchenleben geſchont werden. Entweder muß man alfo den Schleich⸗ 
handel dudurch verhindern, daß er keine Aus icht auf Gewinn darbietet, 
durch Herabſetzung der Steuern, oder wenn dies nicht möglich, muß man 
die Menſchenjagd durch die Paß⸗Controlle unnöthig machen, oder man 
muß ein neues Zwangsmittel erfinden, das milder iſt, als die früheren. 
Es iſt dringende Pflicht der Kammer, es iſt Menſchenpflicht, dieſe Frage 
zur Sprache zu bringen und für eine verſtändige Abhülfe zu ſorgen, 
welche die Intereſſen des Staates, der Sittlichkeit, der Humanität mög⸗ 
lichſt wahrt. . (Köln. Z.) 

Hannover, 9. Dezember. Sehr großes Aufſehen macht hier die 
Nachricht von einer Convention, welche jüngſt zwiſchen Preußen und 
Braunſchweig abgeſchloſſen iſt und die ihrem Weſen nach eine Abtretung 
der bräunſchweigiſchen Militairhoheit an Preußen enthält. Wie man hört, 


iſt vom hieſigen Hofe nicht bloß in Braunſchweig und Berlin, ſondern 


auch bei der Königin von England und bei den größern deutſchen Höfen 
eine energiſche Proteſtation gegen jene theilweiſe Sonveränetäts⸗Veräuße 
rung eingereicht worden. Da das Recht der Regierung und der Succes⸗ 
ſion der Häuſer Hannover und Braunſchweig gemeinſchaftlich auf einer 
Geſammtbelehnung beruht, und folglich Veräußerungen der Souveränität 


nicht ohne agnatiſchen Conſens erfolgen können; da ferner zwiſchen Hanno⸗ 


ver und Braunſchweig eine perpetuelle Convention beſteht, welche die bei⸗ 
ven Armeen vereinigt und die gegenwärtig durch den preußiſch⸗braunſchwei 


giſchen Vertrag einſeitig von Braunſchweig aufgehoben wird, ſo iſt (wie 


der H. C. meldet) hinreichender Grund zur Proteſtation vorhanden. 

Dresden, 10. Dezember. Die Kammern hier find ein trauriges Ne- 
ſultat des Wablgeſetzes eines März⸗Miniſters vorigen Jahres; merkwürdig 
genug übrigens ſind von der konſervativ⸗ liberalen Partei noch recht tüch⸗ 
tige Kapazitäten und Charaktere gewählt worden. Die Miniſter ſcheinen 
den beſten Willen zu haben, mit dieſen Kammern fort zu regieren, und 
auch die Kammern ſcheinen die Nothwendigkeit zu erkennen, gegen früher 
ſich zu mäßigen, doch dürfte dieſe Mäßigung nur eine erkünſtelte ſein, und 
eine dem Lande heilbringende Wirkſamkeit iſt mit dieſen beiden Potenzen 
nicht zu erwarten. D. R.) 

Leipzig, 11. Dezember. Wir dürfen einer bedeutenden Vermehrung 
der hieſigen Garniſon, die gegenwärtig aus ungefähr 16- bis 1700 Mann 
beſteht, in der nächſten Zeit entgegenſehen. Im Schloſſe Pleißenburg, das 
großentheils als Kaſerne benutzt wird, müſſen auf höhere Anordnung auch 
alle übrigen Lokalitäten, die theils Königl. Behörden, theils Privaten bis 
jetzt inne gehabt, in kurzer Zeit geräumt werden, um Raum für die neu 
einrückende Beſatzung zu gewinnen; es werden nur der Sternwarte ihre 
alten Lokalitäten gelaſſen. — Geſtern Abend ſtarb hier Karl Herloßſohn, 
der bekannte und beliebte Novelliſt. (D 


Von der Niederelbe, 12. Dezember. Die Reiſe des jüngeren 
Grafen von Budiſſin⸗Borſtel im Auftrage der Statthalterſchaft nach Kopen⸗ 
hagen giebt den Politikern Anlaß zu Vermuthungen, von denen aber die 
richtigſte fein mochte, daß der Graf die Einwilligung der Statthalter⸗ 
ſchaft zur Sendung von Vertrauensmännern nach Kopenhagen, wie ſolches 
vom Könige gewünſcht wurde zur friedlichen Löſung der ſchleswig⸗holſteini⸗ 
ſchen Verwickelungen, überbrächte. Die Statthalterſchaft hegt ſehr fried⸗ 

(D. R.) 


+ * „ 


liebende Geſinnungen. f 


Aus dem Kurfürſtenthum Heſſen, im November. Am 29. 
September d. J. ſtand vor dem Schwurgericht zu Marburg der Schloſſer 
Conrad Thielemann aus Kirchhain, einem kleinen oberheſſiſchen Städtchen, 
beſchuldigt, am 8. Mai in einer Wirthsſtube in Gegenwart verſchiedener 
Perſonen die Aenßerungen gethan zu haben: „Unſer Kurfürſt iſt ein Spitz⸗ 
bube, weil er fen Wort nicht gehalten hat, — die Fürſten find alle Spitz⸗ 
buben, werden noch alle fortgejagt.“ — Dieſe Aeußerung wurde von den 


beiden Zeugen beſtätigt. Ein anderer Zeuge wollte dagegen jene ſpecielle 
Aeußerung über den Kurfürſten nicht gehört haben, und ſagte aus, Thiele⸗ 


mann habe den Kurfürſten einen braven Mann genannt und habe ein 
Blatt „Horniſſe“ [Das Haupt⸗ Organ der Radikalen in 
Kurheſſen] bei ſich gehabt. — Darauf trat als Vertheidiger des An⸗ 
geklagten jener berüchtigte atheiſtiſche Haupt⸗ und Oberwühler, Pro⸗ 
feffor Bayrhoffer aus Marburg auf, und verbreitete ſich zuerſt über die 
Aeußerungen gegen die Fürſten überhaupt und dann über die ſpezielle ge⸗ 
gen den Kurfürſten. — Bayrhoffer ſuchte darzuſtellen, daß der Angeklagte 
jene Reden nicht aus ſich heraus, ſondern nur der Horniſſe nachgeſprochen 
habe. Um dies zu begründen, führt B. zwei Auffäte aus derſelben an, 
in denen es unter Anderm heißt: „Sämmtliche Fürſten ſtammen von Raub⸗ 
A ſtammen von tapferen, glücklichen und reichen Raubritter⸗ 
U die gegen Kaufleute und arme Fuhrleute wegelagerten.“ — „Sie 
Nauft tcnen) haben in 100 ſchmählichen Friedensſchlüſſen die Nation ver⸗ 

uft für den Glanz ihrer Kronen, für den Glanz ihrer Throne, für Geld 


und Würden im Dienſt der Feinde des Vaterlandes.“ In dem andern 
Auffag, welchen der Vertheidiger und Oberwühler aus der Horniſſe mit⸗ 
theilt: „Die Spitzbubenpolitik der Fürſten“ überſchrieben, heißt es unter 
Anderm: „So lange noch ein einziger Fürſt auf dem Throne ſitzt, iſt je⸗ 
der Fortſchritt eine Lüge, jede Freiheit ein Betrug. So lange dieſe Wahr⸗ 
heit nicht in den Schulen und von den Kanzeln gepredigt wird, ſo lange 
nicht jedes Kind dieſe Worte ſtammelt, jeder Jüngling mit dieſen Worten 
zu Bette geht, — ſo lange das deutſche Volk noch die Palläſte ſeiner 
Zwingherrn mit heiliger Scheu betrachtet, ſo lange es in den Fürſten nicht 
ſeine geborenen Feinde, ſeine Henker, ſeine Mörder erblickt, ſo lange iſt 
jede Erhebung ein Aberwitz, jede Revolution ein Poſſenſpiel. — Wie der 
Habicht über der Taube, wie der Geier über den Lammern, fo kreiſt die 
ewige Rache, der ewige Verrath (der Fürſten), der ewige Meuchelmord 
(der Fürſten) über dem gläubigen, zutrauenden und hoffenden Volke.“ — 
„Gegenüber dieſer Spitzbuben⸗Politik der Fürſten giebt es keine Hülfe 
und keine Rettung.“ — Wie mag der Herr Oberwühler Bayrhoffer ſich 
ins Fäuſtchen gelacht haben, als er ſeinem Herzen einmal ſo recht Luft 
machen konnte, als er die Gedanken ſeines Innern, die er ſo oft in Wirths⸗ 
häuſern und bei den Kegelbahnen, auf den Gaſſen und in den Volksver⸗ 
ſammlungen ungehindert und ungeſcheut ausgeſprochen hatte, als er dieſe 
Gedanken nun auch einmal öffentlich vor Gericht bekennen, ſie höhniſch 
dem geſammten Richterperſonal ins Angeſicht ſchleudern durfte, — ge⸗ 
ſchützt und ſichergeſtellt dadurch, daß er nicht ſeine eigenen Worte, ſondern 
nur einen Aufſatz aus der Horniſſe vorbringe. — Alsdann fuhr Bayrhof⸗ 
fer mit diaboliſcher Sophiſtik weiter fort: Hätte Thielemann aber ſolche 
Aeußerungen auch nicht aus der Horniſſe; ſondern aus ſich ſelbſt gethan, 
es ſei dies doch keine Beleidigung gegen die Fürſten. Wie wenn z. B. 
einer ſpräche, die Einwohner dieſer Stadt ſind alle Spitzbuben, ſo hieße 
das nur ſo viel, als daß es ſehr viele Spitzbuben darunter gäbe, ohne 
auszuſchließen, daß auch vortreffliche Leute unter ihnen fein könnten. — 
Noch elendere Advokaten⸗Kniffe brachte Prof. B. beim zweiten ſpeciellen 
Theil, „Der Kurfürſt iſt ein Spitzbube“, vor; das ſollte nicht eine Be⸗ 
leidigung, ſondern ein Lob ſein, wie man zu Einem ſagt: „Ei, Du biſt ja 
ein rechter Spitzbube!“ oder: „Du kleiner Spitzbube“; und meinte damit 
nur einen recht pfiffigen, geſcheuten, klugen und gewitzigten Menſchen und 
Jungen. Endlich ſetzte B. aus einander, Majeſtäts⸗Beleidigungen hätte 
es ehemals wohl gegeben auf dem Standpunkte der Fürſten von Gottes 
Gnaden, die als heiliges höheres Weſen dem Volke gegenüber geſtanden 
hätten. Seit die Volksſouverainetät oberſter Grundſatz in Deutſchland 
geworden, ſei der Fürſt nur der erſte Diener, der erſte Beamte des Staats, 
erblicher Präſident und nichts weiter. — Jetzt gäbe es nur eine Beleidi⸗ 
dung des Fürſten als Privatperſon, eine Beleidigung der Amtsehre. Den 
Schluß machten die Worte: „Aus allen entwickelten Gründen trage ich 
(Bayrhoffer) darauf an, daß Sie, meine Herren Geſchworenen, den Thiele⸗ 
mann freiſprechen, weil heute eine Majeſtatsbeleidigung und alſo die dar⸗ 
auf geſetzte Strafe ebenſowenig mehr exiſtirt, wie eine Hexe und deren 
Strafe. Sprechen Sie in dieſer Sache ein feierliches Urtheil gegen die 
„Fürſtenherrſchaft von Gottes Gnaden.“ 

Was half es, daß der öffentliche Ankläger dieſe impertinente Rede 
des Vertheidigers Punkt für Punkt widerlegte; was half es, daß die Sache 
des Hochverraths ſo klar vorlag; was half es, daß die zwei Zeugen jedes 
einzelne Wort als wahr beſtätigten: die Geſchworenen ſprachen dennoch 
einſtimmig ihr „Nein, nicht ſchuldig“ aus. Um das Maaß voll zu 
machen, hat der Profeſſor Bayrhoffer die ganze Verhandlung dem Druck 
übergeben. So rechtsverletzend und verwirrend, ſo traurig und betrübend 
ſolche Dinge ſind, ſo haben ſie doch das Gute, daß ſie auch dem Verblen⸗ 
detſten unter den Verführten zuletzt das Auge öffnen müſſen über dieſe 
Märzerrungenſchaft, und — Gott gebe das, — auch über manche andern 
Märzerrungenſchaften. (N. P. 3.) 


Freiberg, (im Gr. Heſſen.) den 3. Dezember. Dem falſchen 
Prinzip folgt der Fluch auf dem Fuße, und all ſeinen Schöpfungen entkeimt 
das Verderben. Das Großh. Heſſen gehört zu den wenigen Staaten, 
welche ein evangeliſches Predigerſeminar beſitzen — rationaliſtiſches Kirchen⸗ 
regiment rief es por 12 Jahren in eitler büreaukratiſcher Vielgeſchäftigkeit 
ins Leben. Fragt man nach ſeinen Früchten, ſo muß man mit Schmerz 

a geſtehen, daß die ſchlimmen die guten weit überwiegen, und daß, wo gute 
Früchte zu erſehen waren — und Gottlob! auch ſolcher und zwar recht 
ausgezeichneter haben wir uns zu erfreuen! — ſie nicht durch, ſondern 
trotz der hier heimiſchen Weisheit ſich ans Licht empor gekämpft haben. 
Die größere Zahl der aus hieſiger Anſtalt hervorgehender Zöglinge huldiget 
dem geiſtloſeſten Rationalismus, die fähigern, aber unter dieſen ſtanden 
und ſtehen faſt alle auf Seiten des revolutionairen Wühlerthums, fordern 
hier in von ihnen herausgegebenen Volksblättern auf, die Fürſten zu ver⸗ 
jagen, und eine rheiniſche Republik zu gründen, dort in gedruckten Auf⸗ 
rufen, die Fürſten „mit Knütteln todt zu ſchlagen.“ Andere predigen in 
von ihnen redigirten Volksblättern die wahnſinnigſten Ausgeburten des 
Proudhoniſchen Sozialismus; andre ſchreiben einen „ſuͤdweſtdeutſchen Kirchen⸗ 
teufel,“ in welchen ſie nicht bloß das allerdings noch ſtark im Roſt ſteckende 
Conſiſtorium angreifen, ſondern die Kirche ſelbſt, ihr Bekenntniß, ihre 
Ordnung zum Chriſtenthum ſelber mit Koth bewerfen, vulgo bekirchenteufeln; 
noch andere gründen freie Gemeinden à la Dowiat, d. h. nehmen die 
Maske der Religion vor, um in öffentlichen Feldgottesdienſten demokratiſche 
ben zu treiben, und die Anarchie hübſch beim Leben zu erhalten, wobei 
ie dann des Abends beim Tanz und Glas Wein mit den Bauern Schmollis 
trinken, mit den Mädchen auf dem Tanzboden herumfliegen, und die Gott⸗ 
heit Chriſti verhöhnen. Das Alles weiß unſer Conſiſtorium, weiß das 
Miniſterium. Aber geſchehen darf darum den wackern Candidaten nichts. 
Einer allerdings iſt aus der Conſiſtorialkirche ausgetreten, aber keineswegs 
weil er Strafe fürchtete, ſondern wie er bald ſah, daß die Oppoſition 
gefahrlos und jedenfalls einträglicher ſei, als ein dürftiges Pfarrvicariat. 
Ein Zweiter iſt beim Heranrücken der Preußen in das Aufruhrland mit 
hinübergezogen, und hat jetzt in der Schweiz Muße, über ſein verbrecheriſches, 
wahnwitziges Treiben nachzudenken. Allen Andern aber iſt noch kein Leids 
geſchehen, nicht einmal von der Liſte der Candidaten ſind ſie geſtrichen. 
Das wäre ja auch entſetzlich exeluſiv (ein in ganz Heſſen beſonders übel 
vermerktes Wort). Den märzerrungenen Miniſterialrath Wernher nennt 
man namentlich als den Gegner jeder von energiſcher Erhebung zeugenden 
Maßnahme. a g N. Pr. Z. 


Stuttgart, 10. Dezember. (5. Sitzung des verfaſſungsrevidirenden 
Landtags.) Auf der Tagesordnung ſteht die Berathung des Entwurfs der 


Adreſſe auf die Eröffnungsrede. Aus dem Adreß⸗Entwurf der Kommiſſion 
entnehmen wir folgenden auf die deutſche Frage bezüglichen Paragraphen. 
Er lautet: g l h & ag 
„§. 2. 1) Wir beklagen mit der Regierung Eurer Majeſtät, daß das 
veutſche Volk noch nicht im Beſitze der nationalen Einheit iſt, auf welche 
ſeine heißeſten Wünſche gerichtet ſind. 2) Möge der Tag nicht ferne ſein, 
wo die deutſche Verfaſſungs⸗Angelegenheit durch eine nach den Normen für 
die Wahl der National⸗Verſammlung, oder nach dem rechtsgültigen Reichs⸗ 
wahlgeſetze berufene Verſammlung von Vertretern des ganzen deutſchen 
Volkes ihre endliche Erledigung erhält, und das Werk der National⸗Ver⸗ 
tretung, nach Löſung der wieder eröffneten Oberhauptsfrage, in ganz 
Deutſchland zur Ausführung gelangt. 3) Wir ſehen hierin nicht allein den 
einzig rechtmäßigen, ſondern, bei dem unverſöhnlichen Widerſtreite der 
Sonderbeſtrebungen, auch den einzig möglichen Weg zur Erreichung der 
deutſchen Einheit und der hierdurch allein verbürgten Freiheit und Wohl⸗ 
fahrt des deutſchen Volkes. 4) Die unumwundene Anerkennung, welche 
Eure Königliche Majeſtät der Reichs ⸗Verfaſſung gezollt haben, und das 
gleichzeitige Einverſtändniß über die ausſchließliche Zuläffigfeit jenes Weges 
u ihrer Ausführung kürgen dem Lande dafür, daß die Regierung Eurer 
Majeſtät ihre eifrigſten Bemühungen dahin richten werde, dieſen Grund 
ſätzen auch bei den übrigen Staaten Geltung zu verſchaffen, und daß die⸗ 
ſelbe keiner anderen Regelung der deutſchen Frage ſich anſchließe. 5) Nur 
auf dieſem Wege des Rechts, der Einheit und Freiheit glauben wir uns 
für das engere, wie für das weitere Vaterland befriedigendere Zuſtände 
verſprechen zu dürfen, als diejenigen ſind, deren Mängel wir mit der Re⸗ 
ierung Eurer Majeſtät tief und aufrichtig bedauern. — Erſt wenn die 
Sehyſucht des deutſchen Volkes nach nationaler Einigung und Kräftigung 
geſtillt ſein, und der zum Bewußtſein feiner Bedürfniſſe wie feiner Rechte 
erwachte Volksgeiſt in einer Neugeſtaltung des ganzen Vaterlandes und in 
freien Staatseinrichtungen feine Heimat gefunden haben wird, dürfen wir 
uns der Hoffnung hingeben, daß die krankhaften Zuſtände, unter denen wir 
leiden, geheilt und die Folgen der Aufregung und Parteiung allmälig wie⸗ 
der gehoben werden können. 6) In der Erreichung jenes Zieles erblicken 
wir zugleich die ſicherſte Bürgſchaft für Erhaltung der Ruhe und Ordnung, 
die mit Gewalt wohl auf eine Zeit lang erzwungen werden können, aber 
nur in der Befriedigung begründeter Anſprüche eine dauernde. Gewährſchaft 
ſinden. 7) Die Vorlagen der Regierung Eurer Majeſtät über die einſt⸗ 
weilige Centralgewalt, welche Oeſterreich und Preußen in Deutſchland an⸗ 
ſprechen, werden wir mit der Sorgfalt, welche der Gegenſtand erheiſcht, 
prüfen und in reifliche Erwägung ziehen, ob ein ſolcher Anſpruch mit der 
Selbſiſtändigkeit der Staaten und den Rechten des Volkes vereinbar ſei.“ 
Karlsruhe, 10. Dezember. Die Verſammlung der Abgeordneten 
at ſtattgefunden; es hat die größte Einmüthigkeit in der einzuſchlagenden 
Reih ung geherrſcht. Alle ſind einig darin geweſen, daß es gelte, die er⸗ 
rungenen Freiheiten zu wahren, zu dem Zweck aber vor allen Dingen die 
einzig jetzt mögliche Löſung der Bundesſtaatsfrage durch den feſten An⸗ 
ſchluß an Preußen zu fördern. Und gerade heute iſt der erſte Schritt dazu 
geſchehen, denn gerade heute bringt das Regierungsblatt die Ausſchreibung 
der Wahlen zum deutſchen Volkshauſe, zugleich ein erfreulicher Beweis, 
daß die Gerüchte des Abfalls der badiſchen Regierung vom Bundniſſe uns 
mit Unrecht beunruhigt haben. (D. R.) 
rankfurt, 9. Dezember. Bereits geſtern haben wir gemeldet, der 
ae ee a Stadt beginne feine Bezirksverſammlungen in 
einer wichtigen Angelegenheit zu halten. Auf geſtern Abend war die erſte 
anberaumt. Es verbreitete ſich nun in der Stadt das Gerücht, unſere 
„Bummler“ beabſichtigten, dieſe Verſammlung zu ſprengen, die Hauptfüh⸗ 
rer durchzuprügeln und andere Exceſſe zu begehen. Dieſes Gerücht ver⸗ 
anlaßte unſere Behörden, Vorſichts⸗Maaßregeln zu treffen. Es wurde 
eine Abtheilung Gensdarmerie in das Haus gelegt, wo die Verſammlung 
gehalten wurde, die Wachen wurden verſtackt und zahlreiche Patrouillen 
durchſtreiften die verdachti e Gegend, es ließ ſich jedoch kein demokratiſcher 
Störenfried ſehen und e dachte vermuthlich keiner daran, irgend etwas 
Beat diefe Verſammlung unternehmen zu wollen. Die N 
5 ng Ghbiſtein, 11. Dezember. Der Waffenſtillſtand it verlängert 
bis zum März. Dieſe Nachricht geht uns auf außerordentlichem halboffiziellen 
Wege zu. () A (Conſt. Ztg.) 
i Dänemark. 


enhagen, 11. Dezember. Heute endlich reifen die Herren Ba⸗ 
ron len 1 0 von Reedtz und Generalauditeur Scheel 
mit dem Dampfſchiff „Schleswig“ über Wismar nach Berlin ab. — Es 
werden nun auch endlich die Friedensunterhandlungen wirklich ihren Fort⸗ 
gang, wieder nehmen. — Auch der Baron v. Blome iſt heute von hier 
nach feiner Heimath abgereiſt. 7 (D. R.) 
ODeſterreich. 15 
Wien, 11. Dezember. Die heutige „Wiener Ztg.“ meldet in ihrem 
amtlichen Theil: „Se. Majeſtät haben mit Allerhöchſter Entſchließung 
vom 8. Dezember d. J. allen wegen politiſcher Verbrechen oder Vergehen 
zu einer nicht mehr als einjährigen Freiheitsſtrafe Verurtheilten, welche die 
Hälfte ihrer Strafzeit bereits vollſtreckt und durch ihr Betragen während 
derſelben ſich einer Begnadigung würdig gezeigt haben, den Reſt ihrer 
Strafe zu erlaſſen und den Juſtiz⸗Mimiſter, mit unverzüglicher Ausfuhrung 
dieſes Gnadenaktes zu beauftragen geruht.“ 
Frankreich. N 
Paris, 10. Dezember. (Sitzung der National-Verſammlung.) Eine 
längere Debatte entſpinnt ſich über die Petition von Marſeiller Einwoh- 
nern, durch ein Geſetz die Sonntagsfeier zu ſanetioniren. Der Bericht⸗ 
erftatter ſchlaͤgt vor, die Petition an die Minister der Juſtiz und des Kul⸗ 
tus zu verweiſen, und drückt den Wunſch aus, daß die Regierung ſelbſt 
das Beiſpiel der Sonntagsfeier geben möge, indem ſie nicht mehr am 
Sonntag für die öffentlichen Bauten, fur die Marine u. ſ. w. arbeiten 
laſſe. Poujoulat verlangt, daß der Juſtizminiſter ein Geſetz entwerfe 
ur Sicherung der religiöſen Freiheit der Arbeiter am Sonntage. Er er⸗ 
innert daran, daß unter der Konſtituirenden der Erzbiſchof Sibour einen 
ähnlichen Vorſchlag auf der Tribüne vertheidigt und dabei die Zuſtimmung 
aller Parteien gefunden habe. (Eine Stimme links: Es handelte ſich 
blos um die Sicherung eines Ruhetages für die Arbeiter.) Laurent (de 
PArdeche) erklärt mit Lebhaftigkeit, es habe ſich damals blos darum ge⸗ 
handelt, die Arbeitsherren zu verhindern, am Sonntage die Arbeiter zum 
Arbeiten zu zwingen. Arnaud (de l'Arriege) ſagt, der Staat ſei ſeit der 


proteſtirt gegen den Antrag von Poujoulat, der im Namen der Freiheit 


Im Uebrigen geht die Verhandlung einen ähnlichen 


Februar- Revolution, wenn nicht atheiſtiſch, fo doch inkompetent in religid⸗ 
ſer Hinſicht und könne daher die Feier des Sonntags nicht vorſchreiben 
indem er nicht chriſtliche Konfeſſionen verletze. Mich aud, ein Arbeiter, 


der Arbeiter die Einführung der Sonntagsfeier verlangt. „Was der Ar⸗ 
beiter bedarf, ſind weder Medaillen des St. Hubertus, die ihm in 
mehreren Departements ausgetheilt werden, auch nicht, wie ein Volksver⸗ 
treter mir zuruft, der Glaube, den ihr übrigens durch fortgeſetzte Unter. 
drückung bei ihm vernichtet habt, ſondern das tägliche Brod. Das Bolt 
hat ſich ſeit 60 Jahren mehrere Male unter dem Leichentuch ſeines Elende 
erhoben, um ſein Joch abzuſchütteln, allein immer iſt die Intrigue gefom. 
men und hat es von Neuem unterdrückt; darum hat es keinen Glauben 
mehr. Gebt ihm das tägliche Brod, dann wird es auch den Sonntag 
feiern.“ — Nach einigen unbedeutenden Erörterungen wird die Verweiſun 
an den Juſtizminiſter zur Ergreifung von Maßregeln, um die freie Som. 
tagsfeier bei den Arbeitern zu ſichern, mit ſchwacher Majorität angenom⸗ 
men. — Schluß 5 Uhr. ; g 
Paris, 11. Dezember, Abends. Die wichtige Verhandlung über di 
Fortdauer der Getränkeſteuer hat in der heutigen Sitzung der National 
Verſammlung begonnen; vorher aber hat man den Kriegsminiſter wegen 
feines in Betreff des Spionirens erlaſſenen Rundſchreibens zur Rede ge 
ſtellt; dasſelbe wurde von General Capaignac, fo wie von der ganzen 
Oppoſitionspartei heftig angegriffen. 
5 Bermifhte Nachrichten. 
‚Stettin, 13. Dezember. Bei den 3 Schwurgerichten des cöslinen 
Bezirks zu Cöslin, Stolpe und Neuſtettin, find 29 Kriminalfälle zur Ab» 
urtheilung gekommen; darunter befanden ſich zwei Diebſtähle (freigeſpro. 
chen); 14 Majeſtätsbeleidigungen (6 freigeſprochen, 8 verurtheilt); 2 
Brandſtiftungen (1 freigeſprochen) ; 2 Raubanfälle; 3 Fälle des Todſchla⸗ 
ges (ſämmtlich verurtheilt). Im Ganzen find von den 29 Angeſchuldigten 
12 freigeſprochen und 17 für ſchuldig erkannt. ’ 
— Bor einiger Zeit brachten die berliner Blätter die Nachricht, daß 
das Staats⸗Miniſterium beſchloſſen habe, den Kammern einen Geſetzent⸗ 
wurf über deu ſofortigen Bau der Poſen⸗Breslauer Bahn vorzulegen, 
Eine Veftätigung hat dieſe hier mit großer Freude aufgenommene Nach⸗ 
richt zwar noch nicht erhalten, indeſſen iſt fo viel gewiß, daß der Ober. 
Baurath Hartwig die Linie für die erwähnte Bahn abgeſteckt hat und 
dieſelbe von dem Ober⸗Präſidenten der Provinzen Poſen und Schleſien 
als zweckmäßig befunden iſt. „C.) 
Stettin, 13. Dezember. (2. Sitzung des Schwurgerichts.) De 
Angeklagte iſt der Schneider Chriſt. Friedrich Reuter, ſchon früher wegen 
eigenmächtiger Verpfä dung fremden Eigenthums beſtraft. Die Anklagt 
gegen ihn lautet: auf Verletzung fremden Eigenthums aus Rache und Ver 
gehen gegen das Hausrecht, welches mit einer Zuchthausſtrafe von 4 Do: 
naten bis zu 4 Jahren geahndet werden kann. Es werden keine Ge⸗ 
ſchworenen abgelehnt. Sämmtliche Gerichts⸗Perſonen find die in der After 
Sitzung genannten. Der Anwalt Mottau ſteht dem Angeklagten als Ver⸗ 
theidiger zur Seite. Reuter wohnt in demſelben Haufe mit dem Schuß⸗ 
macher Stahnke und dem Briefträger Kahle. Eines Tages ſchimpfte der 
Reuter den Stahnke in deſſen Zimmer, woraus ſich ein Streit entfpans, 
der mit Thätlichkeiten endete. Darauf läßt Reuter, als Stahnke ſich in 
ſeine Wohnſtube zurückgezogen hat, ſeinen Muth an den Küchengeräthſchaften 
des Stahnke aus, wirft ſie gegen die Thüre deſſelben, dringt mit Gewall 
in die Thür ein und ſchlägt auf jenen los, der ſich ſeinerſeits zu wehren 
ſucht. Von berzufommenden Perſonen gebunden, wird Reuter einem her⸗ 
beieilenden Polizei⸗Sergeanten übergeben. Der zugefügte Schaden wird 
auf 8 Thlr. abgeſchätzt. Mehrere Zeugen konnten, weil ſie zu ſpät ange | 
meldet waren, nicht vernommen werden. Die gegenwärtigen Zeugen 
Schuhmacher Stahnke und deſſen Geſelle, die Kahleſchen Eheleute, den 
Artilleriſt und der Schriftſetzer Reetz beſtätigen ihre früheren gerichtlichen 
Ausſagen. Der Staatsanwalt begründet die Anklage, der Nechtsbeiftan | 
ſucht den Clienten zu vertheidigen, das Gericht zieht ſich zur Berathun 
zurück. Der Borfigende ſtellt die Fragen: Ob der Angeklagte ſchuldig sei 
im Jali d. J. aus Bosheit das Küchengeräth des Schuhm. Stahnke zer 
trümmert und ihm dadurch einen Schaden zugefügt zu haben? Ob dieſe⸗ 
Verbrechen unter gewaltſamem Eindringen in die Wohnung des Stahnl 
mit Gefährdung deſſen perfönlicher Freiheit verübt ſei? Die Geſchwore⸗ 
nen erſcheinen bald darauf wieder und bejahen die beiden Fragen: Ja, el 
iſt ſchuldig. Gegen die vom Staatsanwalt beantragte Emonakliche Zucht 
bausſtrafe erinnert Herr Mottau, daß über 4 Monate nicht hinauszugehel 
ſei. Der Gerichtshof ſetzt die Strafe auf 5 Monate Zuchthaus feſt. Eil 
eigenthümlicher Vorfall verdient hier noch Erwähnung. Der Vertheidige 
des Angeklagten hatte ſich entfernt, als die Geſchworenen ihren Aus ſprüch 
gethan und der Staatsanwalt die Strafe beantragt hatte. Dadurch erlil 
die Verhandlung eine Zögerung. Der Staatsanwalt beantragte die Der 
ſtrafung des Vertheidigers, welche in einer Geldbuße von 5 Thlr. beſtand. 
— (3. Sitzung.) 14. Dezember. Es ſtand in den Schranken der 
hieſige Kaufmann Kuorre, ſammt feinem frühern geflüchteten Compagnon 
Wiedemann, angeklagt auf Wechſelfälſchung in betrüglicher Abſicht. Die 
Anklage bezog ſich auf zwei Wechſel im Betrage von 2000 Thlr., ausge: 


ſtellt von Knorre und Comp. auf zwei auswärtige Häuſer, mit deren Un 


terſchriften die Angeklagten die Wechſel verſehen hatten. Die Geſchwore 
nen wurden erwählt. Der Vertheidiger des Angeklagten iſt Hr. Pitzſchky, 
ang wie die in de 
1. Sitzung. | 

Da der Mitbeſchuldigte entflohen war, fo mußte der ꝛc. Kuorre h 7 
solido haften. Die Unterfuhung war durch das frühere offene Geftändnl 
deſſelben weſentlich erleichtert worden. Dennoch fiel die Strafe im ſelbel 
Maaße wie bei Heydenreich aus. (Fortſetzung folgt.) 


Getreide ⸗ Berichte. | 
Stertin, 14 Dezbr | 
Wellen, in loco und auf Eurze Lieferung für 90pfünd. 49 ½½ Thlr., vie 
Frühjahr für 88—d9erfb. 50 Thlr. bez. 
nog gen, pro Mai— Juni 28%. Thlr. bez: 
Gerſte, 22— 25 Thlr. | 
Hafer, 15'4—19 Thlr. 5 5 5 { ien 
Erbſen, m loco fur große 34 Thlr., und pro Frühjahr für kleine Erbſen 
32 able: bez. 4 a 1 
einfaamen, Pernauer, 11 Thlr. DD 
Rubel, tober, in loco 13% Thlr., pro Deibr.— Janr 13 ¼ Thlt. , pte 
März April 12%, Thlr. bezahlt. i 
Spikitus, tober, in loco 25 % ohne Faß beinhit. 


Hierbei ein Provinzial⸗ Anzeiger. 
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